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1. Es fehlt an einem Beschäftigtendatenschutzgesetz. In der Call- und Contactcenter-

Branche ist das Wort die Dienstleistung. Diese muss ohne Verletzung des Datenschutzes 

im Sinne des Verbrauchers optimiert werden dürfen. Befürworten Sie solch ein Gesetz 

und spezifische Normen für unsere Branche? 

 

Antwort: 

CDU und CSU sehen derzeit keine Notwendigkeit für ein solches Gesetz. 

 

 

2. Das BVerwG verbot 2014 grds. die Callcenter-Beschäftigung an Sonn- und Feiertagen 

in Hessen. In den übrigen Bundesländern ist sie möglich, jedoch herrscht Unsicherheit 

hinsichtlich der künftigen Entwicklung. Befürworten Sie eine bundeseinheitliche Aus-

nahme von diesem Verbot für unsere Branche? 

 

Antwort: 

CDU und CSU sehen keine Veranlassung für eine gesonderte Ausnahme. Wir befürworten 

grundsätzlich, dass die Arbeitszeiten zwischen den Tarifpartnern ausgehandelt werden. 

Grundsätzlich bekennen wir uns zum Schutz der christlichen Feiertage ebenso wie zur Sonn-

tagsruhe. 

 

 

3. 2013 wurde ein Textformerfordernis für Gewinnspieleintragsdienste verabschiedet. 

Aktuell wurde dies für Energielieferungsverträge eingeführt, was wir im Vorfeld ablehn-

ten. Planen Sie eine Ausweitung des Textformerfordernisses/der Bestätigungslösung 

auf weitere Vertragsarten? 

4. Bei kaum einer anderen Branche standen in den vergangenen Jahren ähnlich viele Re-

gulierungen auf der Agenda. Der Call- und Contactcenter-Branche droht die Gefahr ei-

ner Überregulierung. Welche regulatorischen Pläne verfolgen Sie, die auch uns in ho-

hem Maße betreffen (z. B. im UWG, BGB, TKG, BDSG)? 

 

Gemeinsame Antwort auf die Fragen 3 und 4: 

CDU und CSU planen in diesen Bereichen derzeit keine Änderungen. 
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5. Soweit keine Gründe dagegensprachen, mussten Unternehmen in der Pandemie 

Homeoffice ermöglichen. Planen Sie unabhängig von der Pandemie ein Recht auf Home-

office bzw. eine Angebotspflicht; wie soll dies ausgestaltet sein, wie sollen Telearbeits-

platz und mobiles Arbeiten voneinander abgegrenzt werden? 

 

Antwort:  

Gerade Beschäftigte mit Kindern wollen ihre Arbeitszeiten zunehmend flexibler gestalten 

oder von zu Hause arbeiten. Dies ist auch im Interesse der Arbeitgeber. CDU und CSU wol-

len die Flexibilitätsspielräume zugunsten beider Seiten ausweiten und dabei den Arbeits- 

und Gesundheitsschutz weiter stärken. Wir wollen auch künftig - unabhängig von der Pan-

demie - möglichst vielen Beschäftigten die mobile Arbeit ermöglichen und setzen auf sozi-

alpartnerschaftliche Regelungen der Tarifvertrags- und Betriebsparteien, die mobiles Arbei-

ten ermöglichen und den Arbeitsschutz gewährleisten. Ein Recht auf Homeoffice lehnen wir 

ab. 

 

 

6. 2014 wurde der Mindestlohn eingeführt. Der CCV war im Vorfeld Dialogpartner der 

Politik. Die Mehrheit der CCV-Mitglieder votierte zuvor für die Einführung. Bei der 

Höhe ist ein Ausgleich zwischen Arbeitnehmer- und Arbeitgeberinteressen wichtig. 

Welchen Mindestlohn hält Ihre Partei für angemessen? 

 

Antwort:  

CDU und CSU vertrauen der Mindestlohnkommission, in der die Sozialpartnerpartner (Ar-

beitnehmer- und Arbeitgebervertreter) gemeinsam die zukünftige Höhe des Mindestlohns 

unabhängig von der Politik festlegen. CDU und CSU stehen zur Tarifautonomie und Sozial-

partnerschaft und wollen nicht politisch in diesen Prozess eingreifen. 

 

 

7. Der Ausbau der digitalen Infrastruktur geht zu langsam voran. Dies zeigte auch die 

Pandemie. Um dem Thema mehr Gewicht zu verleihen, spricht sich der CCV für ein ei-

genständiges Digitalministerium aus. Planen Sie dessen Einrichtung und wie wollen Sie 

den notwendigen Digitalausbau vorantreiben? 

 

Antwort:  
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CDU und CSU werden ein eigenes Bundesministerium für digitale Innovationen und Trans-

formation schaffen, damit unser Land die digitalen und technologischen Herausforderun-

gen effizient bewältigen kann und die Modernisierung des Staates zentral koordiniert wird.  

Das Rückgrat des Modernisierungsjahrzehnts ist eine gute Infrastruktur – und zwar im ge-

samten Land. Unser Ziel ist es, bis spätestens 2024 alle weißen Flecken mit stationären oder 

mobilen Masten zu beseitigen und das Prinzip „neue Frequenzen nur gegen flächende-

ckende Versorgung“ gesetzlich festzuschreiben. Wir werden mit der von uns gestarteten 

Mobilfunkinfrastrukturgesellschaft bis 2025 ein flächendeckendes 5G‐Netz in ganz 

Deutschland schaffen und bis 2025 insgesamt 15 Mrd. Euro für Gigabit-Netze bereitstellen. 

Wir werden den Netzausbau durch eine unbürokratische, digitale und rasche Genehmi-

gungspraxis beschleunigen. Über die Beschleunigung der Verfahren hinaus müssen wir Eng-

pässe beim tatsächlichen Ausbau in Angriff nehmen. Die Möglichkeiten für alternative Ver-

legeverfahren müssen stärker genutzt werden.  

 

 

8. 2020 und 2021 boten wir mit unserem Netzwerk Bundesministerien, Landesministe-

rien, Behörden sowie ärztlichen Vereinigungen unsere Unterstützung in der Pandemie 

an, z. B. bzgl. der Einrichtung von Hotlines. Die Resonanz war gering. Begrüßen Sie das 

Engagement und würden Sie es in Anspruch nehmen? 

 

Antwort: 

CDU und CSU begrüßen grundsätzlich das Engagement. Parteien sind für dieses Anliegen 

jedoch der falsche Ansprechpartner, da es sich hierbei um Aufgaben der Exekutive handelt. 

 

 


